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Es ist noch gar nicht so lange her, da konnte man mit der Forderung,
die strafrechtlichen Institutionen einer Gesellschaft müßten in ihrer Struk-
tur und Funktionsweise an klar definierten Zwecken orientiert sein, sich
des Beifalls vor allem derjenigen sicher sein, die den strafrechtlichen Insti-
tutionen eher skeptisch gegenüber standen, sei es aufgrund einer prinzipiel-
len sozialkritischen Einstellung oder aufgrund der Tatsache, daß in einem
Schuldvergeltungsprinzip keine rationale und nachvollziehbare Grundlage
für staatliche Interventionen im Bereich des abweichenden Verhaltens ge-
sehen wurde. Diese wohlwollende Einschätzung von Rationalität und
Zweckmäßigkeit als Maßstab staatlich institutionalisierten Handeins hat
mittlerweile auch im Zusammenhang mit dem Strafrecht einer zunehmen-
den Skepsis Platz gemacht, weil man erkennen mußte, daß eine an Effek-
tivität und Wirksamkeit orientierte staatliche Politik ohne deutlich sicht-
bare Grenze übergeht in soziale Kontrolle und soziale Technologie - Auf-
klärung über Ziele der Politik und die empirische Wirksamkeit staatlicher
Instrumente faktisch häufiger im Dienste einer Rationalisierung der Macht-
ausübung steht als im Dienste einer Befreiung des einzelnen von undurch-
schauten Zwängen und Ideologie. So hat man zu Recht die Befürchtung
geäußert, daß ein zweckrational durchorganisiertes Strafrecht im Hinblick
auf generalpräventive Zwecke dazu tendiert, die Interessen und Rechte des
einzelnen gegenüber den Interessen und Rechten der Gemeinschaft unter-
zubewerten und im Hinblick auf spezialpräventive Zwecke Gefahr läuft,
den von resozialisierenden Maßnahmen Betroffenen unter Mißachtung sei-
ner persönlichen Autonomie zu einem Objekt staatlicher Manipulation zu
d eg rad ieren .

In diesen Bedenken treffen sich konservativ getönte Strafrechtler, die
ihr Freiheitsverständnis am Modell des klassischen, der Ökonomie verbun-
denen Liberalismus entwickelt haben und die Freiheit des Individuums ge-
gen eine immer mächtiger werdende "sozialistische" Staatsbürokratie ver-
teidigen wollen, mit mehr oder weniger radikalen Kritikern des bestehen-
den Gesellschaftssystems und seiner ökonomischen Ordnung, die allerdings
einer naiven sozialistischen Utopie von einer staatlich beaufsichtigten Frei-
heit und vorsorgenden Planung der gesellschaftlichen Abläufe ebenfalls
skeptisch gegenüberstehen. Nach diesem nicht unbedingt vorhersehbaren
Rendezvous gehen die überraschten Beteiligten leicht schamhaft errötend
über das etwas peinliche Zusammentreffen aber schnell wieder ihrer eige-
nen Wege: Die Konservativen zieht es zu einem zwar rechtsstaatlich einge-
grenzten, liberalen und humanen, in seinem Kern aber auch harten und
kompromißlosen Strafrecht, während die Systemkritiker nach einer Form
gesellschaftlichen Zusammenlebens Ausschau halten, in dem staatliche In-
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stitutionen desStrafrechtsüberflüssiggeworden sind, weil eine "invisible
hand" der informellen und spontanen Konfliktregulierung das gemeinsame
Wohl und den Schutz der individuellen Interessen auch ohne staatliche Ein-
griffe sichert.

Ich möchte aber hier diese unterschiedlichen Wegenicht weiter nachver-
folgen, sondern zu einem gemeinsamen Ausgangspunkt zurückkehren und
mich mit einem der Hauptschuldigen an dem späteren Zusammentreffen
auseinandersetzen: Franz von Liszt, der Autor, der im deutschsprachigen
Raum auch heute noch als erster genannt wird, wenn von spezialpräventi-
ver Zweckmäßigkeit des Strafrechts die Rede ist.

Wenn man die Schriften von Liszts ohne das Vorurteil und die selektive
Wahrnehmung desjenigen liest, für den Liberalität und Humanität von vorn-
herein natürliche Verbündete von Rationalität und Zweckdenken sind, dann
muß man zunächst einmal feststellen, daß die Bedenken gegenüber einer
Rationalisierung strafrechtlicher Institutionen im Dienste präventiver
Zweckmäßigkeit wohl zu Recht bestehen, denn schon bei einer flüchtigen
Durchsicht ist es in der Tat auffällig, wie wenig bei von Liszt von den Inter-
essen und Rechten der vom Strafrecht betroffenen Subjekte die Rede ist
und wie viel von einer harten und kräftigen, ja rücksichtslosen Kriminalpo-
litik . Für von Liszt zeigt sich die Irrationalität des von ihm kritisierten "ver-
geltenden" Strafrechts nicht in der überzogenen und sinnlosen Obelszufü-
gung, sondern in der Tatsache, daß das bestehende Strafrecht "machtlos"
sei "gegenüber dem Verbrechertum". (I 322 - Die Literaturhinweise bezie-
hen sich - soweit nicht ausdrücklich anders gekennzeichnet - auf: Franz
von Liszt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge, Band I und 11,Berlin
1905. Die römischen Ziffern verweisen entweder auf den ersten oder zwei-
ten Band.) Man müsse sich in dieser Hinsicht "die ganze Jämmerlichkeit
des gegenwärtigen Zustandes völlig klar" machen (I 323), und er stimmt
denjenigen zu, die "ihre Stimme erheben" gegen "die Milde unseres Gesetz-
buchs und die noch größere Milde unserer Gerichte dem Verbrechertum
gegenüber", eine Milde, "welche der Gesellschaft, den Nichtverbrechern,
gegenüberals eine beklagenswerte Härte erscheint" (1352, vgl. auch I 341).
Franz von Liszt wehrt sich mehrfach und nachdrücklich dagegen, das Mar-
burger Programm einer spezialpräventiven Kriminalpolitik als ein Plädoyer
für eine Begrenzung oder Humanisierung des Strafrechts mißzuverstehen:

"Aber ein anderes muß und will ich betonen. Es handelt sich nicht um eine Milde-
rung unseres Strafensystems. Der gegenwärtige Augenblick wäre herzlich schlecht
gewählt dazu. Die beklagenswerte Milde unserer Strafgesetzgebung wird nur durch
die noch beklagenswertere Milde unserer Strafgerichte übertroffen. Wir wollen die
kurzzeitige Freiheitsstrafe nicht beseitigen, weil sie zu hart, sondern weil sie nutz-
los und schädlich ist" (I 383 f). "Wir verlangen eine kräftige, zielbewußte Krimi-
nalpolitik; wir verlangen,daß der Staat, die Rechtsordnung zielbewußter als bisher,
rücksichtsloser als bisher das Verbrechen und das Verbrechertum bekämpfe" (113).

Die Tatsache, daß von Liszt den individuellen Anspruch auf Schutz der
Freiheits- und Persönlichkeitsrechte gegenüber dem aUgemeinen Interesse
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an einer effektivitätsorientierten Kriminalpolitik erstaunlich gering wertet,
wurde in der Folgezeit häufig durch das Phänomen überdeckt, daß im Kon-
text einer liberal und individualistisch gestimmten strafrechtswissenschaft-
lichen Öffentlichkeit immer wieder diejenigen Passagen in den Texten von
Liszts zitiert - man muß schon sagen: rezitiert - wurden, in denen etwa
von dem Strafrecht als der "unübersteigbaren Schranke der Kriminalpoli-
tik" (l1 80) oder dem Strafgesetzbuch als der "magna charta des Verbre-
chers" (l1 60) die Rede ist. Solche Äußerungen von Lisztssind aber in Wirk-
lichkeit im Vergleich mit denjenigen, die einen Vorrang der kriminalpoli-
tischen Ziele betonen, eher selten, und die Häufigkeit, mit der sie zitiert
werden, steht in einem deutlichen Mißverhältnis zu ihrem tatsächlichen
Stellenwert in dem Programm von Liszts. Diese Einseitigkeit bei der Rezep-
tion hängt wohl mit der historischen Tatsache zusammen, daß heutzutage
das Plädoyer für eine konsequente Rationalisierung des Rechts seinen auf-
klärerischen Glanz weitgehend verloren hat und die Vertreter eines präven-
tiv zweckmäßigen Strafrechts sich nicht mehr vorwiegend mit Gegnern
konfrontiert sehen, die eine "Schwächung" und ein "Zurückweichen" des
Strafrechts beschwören, sondern mit solchen, die im Gegenteil durch eine
an präventiven Zwecken orientierte Rationalisierung des Strafrechts rechts-
staatliche Garantien bedroht sehen und eine Ausweitung der sozialen Kon-
trolle durch eine Vereinnahme der Persönlichkeit des Straffälligen befürch-
ten. Insofern tun die Nachfolger von Liszts in der Tat gut daran, jene ver-
streuten Passagen hervorzuheben, um so den Anschein zu erwecken, die
Forderung nach strafrechtlicher Zweckmäßigkeit und Rationalität und die
Forderung nach Rechtsstaatlichkeit und Humanität würden eo ipso Hand
in Hand gehen und einer und derselben historischen und systematischen
Quelle entspringen. So ehrenwert die Motive hinter dieser Absicht auch
sein mögen, sie beruht - sofern sie guten Glaubens verfolgt wird - auf ei-
ner falschen Einschätzung sowohl der historischen Person und ihrer Theo-
rie wie aber auch der tatsächlichen systematischen Beziehung zwischen
strafrechtl icher Zweckorientierung und liberaler Rechtsstaatl ichkeit: Das
- formale - Prinzip der Zweckrationalität und das - materielle - Prinzip
der Gewährleistung individueller Freiheit gegenüber allgemeinen Interessen
sind keine natürlichen Verbündeten - ob sie darüber hinaus natürliche
Feinde sind, soll die weitere Diskussion klären.

Wolfgang Naucke hat vor nicht allzu langer Zeit ausführlich belegt (Nau-
cke 1982), daß von Lis~ts Eintreten für eine Schwächung freiheitssichern-
der Rechte und seine teilweise sehr emotional gefärbte Propaganda für ei-
ne "rücksichtslose" Kriminalpolitik nicht als ein politisch-taktischer Win-
kelzug abgetan werden können, den von Liszt getan hätte, um die aufklä-
rerische und humane Substanz seines Programms nicht durch den herrschen-
den Zeitgeist gefährden zu lassen, sondern daß solche Forderungen und
Prinzipien zu dem Kern seines Programms selbst gehören und die persön-
lichen Prioritäten von Liszts angemessen wiedergeben. Diese Haltung von
Liszts ist für Naucke auch nicht erstaunlich, sondern im Gegenteil ganz fol-
gerichtig, denn das Marburger Programm kennzeichne "den Obergang des
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Strafrechts von der Freiheitsbegrenzung und Freiheitssicherung zum staat-
lich organisierten Steuerungsinstrument in der Hand der Gesellschaft"
(Naucke 1982, S. 562). In dieser Funktion bedürfe es aber weitergehende-
rer Vollmachten und flexiblerer Interventionsmöglichkeiten als in seiner
klassischen, nicht an politische Zwecke gebundenen Form. Franz von Liszts
Kampf gegen Kant und Hegel wäre demnach vor allem ein Kampf gegen
die (strafrechtlichen) Schranken gewesen, die einer effektiveren Kriminal-
politik im Wegestanden; ein Kampf für durchschlagende und wirkungsvolle
kriminalpolitische Instrumente in der Hand des Staates, der sie ohne Rück-
sicht auf individuelle Verluste im Dienste der Allgemeinheit und ihres In-
teresses an der Bekämpfung strafbarer Handlungen einsetzen soll.

Die Frage, die mich im folgenden beschäftigen wird, ist, ob diejenigen
programmatischen Forderungen und Prinzipien von Liszts, die in fragwür-
diger Weise der staatlichen Kriminalpolitik eine hohe Priorität einräumen,
als historische und persönliche Phänomene auf der Grundlage bestimmter
Werte und Präferenzen erklärt und überwunden werden können, indem
man ein zweckrationales und folgenorientiertes Strafrecht an ethisch ak-
zeptable Prämissen bindet, oder ob sie in einer tieferen und nicht auflös-
baren Weise prinzipiell mit der Konzeption eines zweckmäßigen und fol-
genorientierten Strafrechts verknüpft sind und die Kritik an ihnen sich da-
mit auf den gesamten Ansatz überträgt - eine Annahme, von der Naucke
ausgeht, wenn er als Alternative fordert, "vom Zweckgedanken in der Stra-
fe loszukommen und mit dem Strafrecht allein Begrenzungen des ohnehin
immer vorhandenen zweckmäßigen Strafens zu betreiben" (Naucke 1982,
S.561).

Doch bevor ich diese Frage diskutiere, möchte ich zu den Texten von
Liszts zurückkehren und zunächst einmal genauer darstellen, in welcher
Hinsicht und in welchen Bereichen das kriminalpolitische Programm von
Lisztsdie Rechte und den Freiheitsraum der Rechtsadressaten einzuschrän-
ken droht. feh werde dann auf das grundsätzliche Thema zurückkommen,
indem ich untersuche, inwiefern diese Tendenzen und manifesten Forde-
rungen jeweils eine notwendige Konsequenz aus einer spezialpräventiven
Zielsetzung und einem zweckbezogenen Denken sind, oder inwiefern ihnen
eine Einstellung zugrundeliegt, die zwar mit Zweckrationalität und einer
folgenorientierten Rechtspolitik vereinbar ist, aber nicht notwendig aus
ihnen folgt.

Für meine Fragestellung erscheinen mir besonders drei rechtspolitische
Forderungen von Liszts interessant, von deren Erfüllung er sich die Besei-
tigung von drei wesentlichen Hindernissen auf dem Weg zu einem zweck-
mäßigen und wirksamen Strafrecht verspricht:
1. Abkehr von einem Tatstrafrecht und Hinwendung zu einem Täter- und

Gesinnungsstrafrecht
2. Abkehr von der richterlichen Strafzumessung und Hinwendung zu ei-

ner unbestimmten Verurteilung
3. Festlegung des Strafrechts auf den spezialpräventiven Zweck

Ad. 1: Eine immer wiederkehrende Polemik von Liszts richtet sich ge-
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gen das Prinzip des vergeltenden Strafrechts, eine Proportionalität zwischen
ausgeführter strafbarer Tat und der Strafe herstellen zu wollen. Für ihn
kann man dieses Prinzip nur als Resultat einer dunklen, metaphysischen
Auffassung von Gerechtigkeit verstehen; vor der kühlen, berechnenden Ra-
tionalität eines zweckmäßig denkenden, empirisch orientierten Strafrecht-
lers könne es keinen Bestand haben. Unter der Prämisse, daß die Strafe in
ihrer Art und Dauer so gewählt werden soll, daß sie eine maximale spezial-
präventive Wirkung auf eine bestimmte Person ausüben kann, erscheine
das Prinzip der Tatvergeltung als irrational und unverständlich und die Hin-
wendung zu dem jeweiligen Täter und seiner Persönlichkeit plausibel und
geboten. In der Tat: wenn es das erklärte und ausschiießliche Ziel der straf-
rechtlichen Reaktion ist, einen Menschen zu einem bestimmten Verhalten
oder zu einer bestimmten Einstellung zu bewegen, dann muß unter dem
Aspekt der klugen Wahl zwischen den zur Verfügung stehenden Mitteln
die Persönlichkeit dieses Menschen die Grundlage und der Maßstab für ei-
nen zweckmäßigen und wirksamen Einsatz dieser Mittel sein. Der Täter
und seine persönlichen Eigenschaften stellen die Bedingungen dar, von de-
nen die Strafzumessung sich leiten lassen muß, wenn sie sich an dem spe-
zialpräventiven Zweck des Strafvollzuges orientieren will. Die strafbaren
Taten des Täters sind in diesem Zusammenhang nur insoweit von Interesse,
wie sie Indikatoren für seinen Charakter und seine Gesinnung sind. "Nicht
der Begriff wird gestraft, sondern der Täter", stellt von Liszt fest (I 175).
Wenn schon Proportionalität bei der Strafzumessung eine Rolle spielen
soll, dann die "Proportionalität zwischen Strafe und verbrecherischer Ge-
sinnung" (11381). Für "Art und Maßder Strafe" müssedie "antisoziale
Gesinnung des Täters" ausschlaggebend sein (11383). Franz von Liszt stellt
die Abkehr von einem Tatstrafrecht "als den obersten Grundgedanken,
von dem die gesamte Reform unserer Strafgesetzgebung auszugehen hat",
dar (11376):

"Der Grundfehler unseres Strafgesetzbuches, der es nicht nur dem Rechtsbewußt-
sein des Volkes entfremdet, sondern auch seine Ohnmacht im Kampf gegen das
Verbrechen verursacht hat, liegt in der übertriebenen Schätzung des äußeren Erfol-
ges der Tat und in der Nichtberücksichtigung der inneren Gesinnung des Täters. . .
Es ist bei der Bestimmung der Strafe nach Art und Maß, in Gesetz und Urteil,
mehr Gewicht zu legen auf die innere Gesinnung des Täters als auf den äußeren
Erfolg der Tat" (11377).

Man muß sich die Argumente hinter dieser Forderung vor Augen halten:
Die Proportionalität zwischen Tat und Strafe, die begriffliche Differenzie-
rung von strafbaren Handlungen als Maßstab für die Strafzumessung, ist
für von Liszt nicht etwa deswegen unakzeptabel, weil sie zu inhumanen Er-
gebnissen führe, weil sie auf einem metaphysischen Prinzip beruhe oder
weil diese Art der Strafzumessung gegenüberden Betroffenen nicht gerecht-
fertigt werden könne, sondern vor allem aus dem Grund, weil sie kein taug-
liches Instrument sei, um die spezialpräventiven Zwecke, denen die Strafe
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dienen soll, realisieren zu können. Die Kritik von Lisztsan einem tatbezo-
genen Strafrecht ist also eine rein technische, keine ethische: das Tatvergel-
tungsprinzip verhindere einen zweckrationalen Einsatz der strafrechtlichen
Mittel. In gleicher Weise ist das Plädoyerfür ein Täter- und Gesinnungsstraf-
recht kein moralisches Anliegen, sondern ebenfalls nur das Resultat einer
rationalen Abwägung der zur Verfügung stehenden Mittel unter dem Ge-
sichtspunkt ihrer empirischen Wirksamkeit. Diese technische Haltung von
Liszts wird auch deutlich in seinen Äußerungen zu der Aufstellung einer
"Verbrechertypologie", die allein dem Zweck dienen soll, die Entschei-
dungsgrundlage für die Wahl der spezialpräventiv effektivsten Instrumente
zu verbessern:

"Die moderne Kriminalpolitik geht von de.n . . . Grundgedanken aus, daß den Ge-
genstand der Bestrafung nicht das Verbrechen, sondern der Verbrecher, nicht der
Begriff, sondern der Mensch bildet; daß also für Art und Maß der Strafe nicht die
begriffliche Unterscheidung innerhalb der juristischen Tatbestände entscheidend
ist, wie sie das Strafgesetzbuch aufstellt, sondern die biologische Unterscheidung
innerhalb der verbrecherischen Menschen. - Dieser kriminalpolitische Grundgedan.
ke schließt unmittelbar die mich hier beschäftigende Aufgabe in sich: jene biolo-
gische Unterscheidung innerhalb der verbrecherischen Menschen aufzuweisen und
einwandfrei festzulegen, die zur Grundlage für die Bestimmung der Strafe nach Art
und Maß dienen soll" (11171).

Mit der Forderung nach einem täterbezogenen Strafrecht versucht von
Liszt eine wichtige Schranke zu beseitigen, die durch eine tatbezogene
Strafzumessung gegenüber einer effektivitätsorientierten Kriminalpolitik
errichtet ist: Zwar soll auch nach von Liszts Auffassung das Begeheneiner
strafbaren Handlung die Voraussetzung für das Einschreiten des Strafrechts
bleiben - insofernwird kein reinesGesinnungsstrafrechtgefordert - aber
es soll nicht mehr von der Qualität dieser Handlung abhängen, welche Art
von strafrechtlichen Konsequenzen für den Betroffenen drohen. Diese Ent-
scheidung soll vielmehr allein von der empirischen Frage bestimmt sein,
welche Art von strafrechtlichen Maßnahmen in welchem Zeitraum die größ-
ten Erfolgschancen versprechen. Damit erhält die Kriminalpolitik bei der
Verfolgung ihrer Ziele freie Hand und kann die Persönlichkeit des Rechts-
brechers, auf deren Veränderung ihre Absichten gerichtet sind, zu ihrer
alleinigen Entscheidungsgrundlage machen, ohne durch ein unter dem Ge-
sichtspunkt der Zweckmäßigkeit irrationales Tatvergeltungsprinzip einge-
schränkt zu werden.

Würden mit einer solchen Entwicklung zu einem täterorientierten Straf-
recht nennenswerte Interessender Rechtsadressatenbedroht? Ja, denn die
Mitglieder einer Rechtsgemeinschaft müssenein spezifisches Interesse dar-
an haben, daß die strafrechtlichen Interventionen des Staates von ihren tat-
sächlichen Handlungen abhängig bleiben und sich nicht an einer Bewertung
ihrer Gesinnung und ihrer Persönlichkeit orientieren. In dem Maße, in dem
die strafrechtliche Reaktion an die Voraussetzung einer strafbaren Hand-
lung gebunden bleibt und durch die Qualität dieser ,Handlung bestimmt
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und begrenzt wird, in dem Maße ist es von der Entscheidung des einzelnen
für oder gegen bestimmte Handlungen abhängig, ob und mit welcher Inten-
sität er durch strafrechtliche Maßnahmen betroffen wird. Mit anderen Wor-
ten: aufgrund der Tatbezogenheit des Strafrechts sind die Mitglieder einer
Rechtsgemeinschaft in der Lage, durch ihre individuellen Entscheidungen
wesentlich zu beeinflussen, ob sie Opfer des Strafrechts werden und in wei-
chem Ausmaß das der Fall sein wird. Ihre Möglichkeiten für eine rationale
und vorausschauende Lebensplanung sind unter diesen Bedingungen besser
als bei einer persönlichkeitsbezogenen Strafzumessung, denn eine bestimm-
te Handlung zu wählen steht einem unter normalen Umständen eher zur
Disposition als eine bestimmte Persönlichkeit zu werden. Im Fall eines tat-
bezogenen Strafrechts wächst also die Chance für eine autonome Lebens-
planung, insofern man die (strafrechtlichen) Konsequenzen seiner Entschei-
dungen besser kalkulieren und beeinflussen kann als bei einem Täterstraf-
recht wie es von Liszt vorschwebt. Darüber hinaus gewährleistet ein tatbe-
zogenes Strafrecht aber auch einen größeren persönlichen Freiraum, denn
die Anpassungsleistung, die es von den Rechtsadressaten erwartet, ist ge-
ringer: sie sollen zwar ihre Handlungen entsprechend den strafrechtlichen
Normen einrichten, aber es wird nicht verlangt, daß sie auch ein normge-

'" mäßes Charakterbild entwickeln. Kurz gesagt hat man zwar unter der Herr-
schaft eines tatbezogenen Strafrechts nicht die Freiheit, so zu handeln,
wie man will, aber die Freiheit, so zu sein, wie man will. Das gilt für ein
Täter- und Gesinnungsstrafrecht nicht.

Es ist also das Interesse an einer autonomen Lebensplanung und einer
autonomen Persönlichkeitsentwicklung, das aus einer individuellen Per-
spektive zugunsten eines tatbezogenen Strafrechts spricht. Dieses aus der
Perspektive der einzelnen Rechtsadressaten rational begründbare Interesse
an einer tatbezogenen Strafzumessung wird häufig übersehen, wenn die
Proportionalität zwischen Tat und Strafe nur auf dem Hintergrund des
Vergeltungsgedankens diskutiert wird.

Ad. 2: In dem Maße, in dem sich die strafrechtlichen Eingriffe von der
strafbaren Tat lösen und sich an dem Charakter und der Gesinnung des
Rechtsbrechers orientieren, in dem Maße erwartet von Liszt auch eine Ver-
änderung der Strafgesetzbücher. Es sei klar, "daß damit das ganze System
der Strafdrohungen in unseren Gesetzbüchern wesentlich geändert wird"
(1190). In einem vergeltenden Strafrecht bestehe die Kunst des Gesetzge-
bers darin, für ein bestimmtes Verbrechen eine passende Strafart zu finden
und die verschiedenen Strafdrohungen nach der objektiven Schwere der
Tat zu differenzieren:

"Wie anders in der Strafgesetzgebung der Zukunft! Mag man immerhin noch die
einzelnen Verbrechen mit verschieden schweren Strafen bedrohen, vielleicht da
und dort Höchst- oder Mindestmaße feststellen: alle weiteren Unterscheidungen
können entfallen. Denn die juristische Beschaffenheit der Tat tritt zurück gegen-
über der antisozialen Bedeutung des Täters" (1190).
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Mit einer solchen Orientierungder Strafgesetzgebungan der Persönlich-
keit des Täters ist nach von Liszt aber erst ein wichtiger Schritt in Richtung
eines spezialpräventiv effektiven Strafrechts gemacht und ein zweiter, eben-
so wichtiger, stehe konsequenterweise bevor. Denn solange die Strafzumes-
sungnoch an die Entscheidung des Richters gebunden bleibe, könne man
nicht damit rechnen, daß sie - selbst wenn dabei die Persönlichkeit des
Täters im Vordergrund stehe - in einer optimalen Weise vorgenommen
werde. Schon unter den Bedingungen einer "vergeltenden Gerechtigkeit"
sei die Aufgabe der richterlichen Strafzumessung "unlöslich" und der tief-
ste Grund hinter der "viel beklagten und getadelten Mildeunserer Strafrich-
ter" und "ihrer Scheu, über das Mindestmaß hinauszugehen" (I 341). Wenn
nun das Maß der Strafe durch die Persönlichkeit des Täters festgelegt wer-
den soll, dann dürfe man sich über "die Schwierigkeit dieser Aufgabe kei-
ner Täuschung hingeben". Es müsse einem klar sein, "daß der Strafrichter
in den wenigen Minuten oder selbst Stunden während welcher der Verbre-
cher vor ihm steht, zu einem abschließenden Urteil über dessen wahre Ge-
sinnung, die doch den Maßstab für die Bestrafung abgeben soll, nicht zu
gelangen vermag" (1191). Als "durchgreifendste Lösung" biete sich hier
das "unbestimmte Strafurteil" an. Strafvollzugsämter sollen an Stelle des
Richters eine endgültige Festsetzung der Strafdauer während des Vollzuges
vornehmen(I 334):

"Der verurteilende Richter bestimmt die Strafdauer überhaupt nicht; diese bemißt
sich vielmehr nach der Erreichung oder Nicht-Erreichung des im Einzelfalle verfolg-
ten Strafzweckes, also nach der Wirkung des Strafvollzuges" (1191 f).

Franz von Liszt plädiert bei der Strafzumessung für eine ausschließliche
Orientierung des Strafmaßes an der Wirksamkeit der Strafe, Maßstab für
die angemessene Strafe soll also allein ihre spezialpräventive Tauglichkeit
sein. Unter dieser Prämisse ist es konsequent, nicht nur die Persönlichkeit
des Täters bei der Strafzumessung in den Vordergrund zu stellen, sondern
darüber hinaus, das endgültige Strafmaß von dem Erfolg des Strafvollzuges
abhängig zu machen. Dieser Erfolg läßt sich aber am besten während des
Vollzuges beurteilen und es wäre unzweckmäßig, wenn man dann durch
eine einmal festgelegte Strafzumessung an einer flexiblen Handhabung der
strafrechtlichen Einwirkungsmöglichkeiten während des Vollzuges gehin-
dert wäre.

Auch hier ist also das Muster der Argumente von Liszts rein technisch:
Sinnvoll und gerechtfertigt ist ein Verfahren der Strafzumessung und ein
Maßstab der Strafdauer genau dann, wenn sie geeignete Instrumente zur
Realisierung spezialpräventiver Zwecke darstellen - ein Abwägen gegen
möglicherweise bedrohte Interessen oder Rechte der Betroffenen findet
nicht oder nur am Rande statt.

Natürlich folgt aus einer Ausrichtung des Strafmaßes auf den spezial-
präventiven Zweck nicht per se eine Intensivierung und Verlängerung der
Strafe - ob die geforderte Flexibilität der Strafzumessu!1gzugunsten oder
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oder zuungunsten des Betroffenen zu Buche schlägt, wäre abhängig von
dem jeweiligenFall und der Wirksamkeit der eingesetzten Mittel. Je nach
dem, wie schnell die anvisierten Ergebnisse erreicht werden können, wird
im Vergleichmit einer tatvergeltenden Strafe eine Verkürzung oder Verlän-
gerung des Strafvollzugs eintreten. Sieht man sich allerdings die Äußerun-
gen von Liszts zu diesem Thema an, dann wird klar, daß er die unbestimm-
te Verurteilung vor allem als Mittel betrachtet, über eine Intensivierung
und Ausweitung der Strafe ein effektiveres Instrument der Verbrechensbe-
kämpfung zu erhalten. Es ist also nicht seine Sensibilität gegenüber den In-
teressen und Rechten des Straffälligen, die ihn zu seinem Plädoyer für ein
konsequent spezialpräventiv durchgeführtes Verfahren der Strafzumessung
veranlaßt hat:

"Will man aber wirklich Wandel schaffen, so muß das Uebel an der Wurzel ange-
packt werden. Die Wurzel des Übels liegt aber nicht in dem zu weit gespannten
Strafrahmen des Gesetzes, sie liegt nicht in der milden Schwäche oder der Unfähig-
keit des Strafrichters; sie liegt vielmehr in dem Grundsatze der richterlichen Straf-
zumessung selbst. . . Die wenigstens teilweise Beseitigung der richterlichen Straf-
zumessung ist demnach eine der wichtigsten Aufgaben, welche die Kriminalpolitik
unserer Tage uns stellt. Ihre Lösung würde eine tiefgreifende und segensreiche Um-
wälzung auf allen Gebieten des Strafrechts zur Folge haben, die siegreiche Bekämp-
fung des Verbrechens fördern und verbürgen" (I 333).

Was ist aber nun eigentlich das erklärte Ziel eines spezialpräventiven
Strafrechts, mit welchem Kriterium will von Liszt den Erfolg oder Mißer-
folg des Strafvollzuges messen? Entscheidend für die Strafvollzugsämter bei
der Festsetzung der Strafdauer soll sein, welche "Stellung" der "verbreche-
rische Wille der Rechtsordnung gegenüber einnimmt". Je mehr "die Auf-
lehnung des Einzelwillens gegen die Rechtsordnung eine grundsätzliche,
dem innersten Wesen des Verbrechers entspringende, bleibende ist" und
damit die Überzeugung rechtfertigt, "daß der gegen die Rechtsordnung sich
auflehnende Wille nicht gebrochen sei", desto mehr Grund besteht, "eine
Verlängerung der Strafdauer eintreten zu lassen" (I 338). Dieses Prinzip
soll nach von Liszt unter allen Bedingungen und für alle Fälle gelten, unab-
hängig also davon, "worauf" sich der Wille des Rechtsbrechers richtet, sei
es auf Mord, Sachbeschädigung, Diebstahl oder Landstreicherei. Das Ziel
des Strafvollzugs soll sein, den "verbrecherischen Willen" zu "brechen",
dies ist der einzige Maßstab, nach dem sich Art und Dauer der strafrechtli-
chen Einwirkung richten sollen - keine Rollespielt, welche Interessen und
Rechte durch die jeweilige Willensrichtung konkret bedroht werden. In die-
ser Konzeption fehlt sowohl eine Proportionalität der strafrechtlichen Re-
aktion zu der Bedeutung ihres Anlasses, der Tat, als auch eine Proportio-
nalität zu der Qualität der Rechtsgüter, die das Objekt eines "verbrecheri-
schen Willens" sind bzw. zu der Gefährlichkeit eines Rechtsbrechers.

Diese spezialpräventive "Gleichbehandlung" allein aufgrund der einfa-
chen Klassifikation "Anpassung versus Nichtanpassung an die Rechtsord-
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